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Verarmungspolitik
ie Verarmung in unserem Land nimmt seit Jahren zu, 
2022 hat sie jedoch den Turbo eingelegt. Der Angriffs-
krieg auf die Ukraine und die daraus resultierenden Sank-

tionen haben zu massiven Preiserhöhungen und wirtschaftlichen 
Einbußen geführt. Während die Preisexplosionen bei Mieten, 
Energie und Lebensmitteln für immer mehr Menschen zu einem 
wachsenden Problem wird, greifen „Entlastungsmaßnahmen” 
entweder zu kurz oder zu spät. Besonders drastisch zeigt sich 
dieser Trend, wo Mildtätigkeit der bürgerlichen Überflussge-
sellschaft extreme Notlagen aufzufangen versucht. „Die Tafeln 
wurden 2022 im Durchschnitt von 50 Prozent mehr Menschen 
angelaufen als noch im Jahr zuvor”, erklärte der Bundesvorsit-
zende der Tafeln, Jochen Brühl, Ende Dezember. „Wir reden über 
zwei Millionen Menschen, die zu den Tafeln kommen”. Zeitweise 
haben ein Drittel der Tafeln einen Aufnahmestopp verhängen 
müssen, da der Andrang zu groß gewesen sei.

Ausbau
der 
Sozial-
beratung

ach Jahren des Ein-
satzes – nicht unwe-
sentlich auch durch die 

BALL – jetzt ein gutes Ergeb-
nis: Auf der letzten Sitzung der 
Stadtvertretung wurde eine zu-
sätzliche Sportförderung über 
jährlich rund 49.000 Euro zum 
1. Jan. 2023 eingeführt. Diese 
richtet sich stark nach der An-

N

Werkausschuss der Stadt Barmstedt:

Gaspreise: nochmals um 72 Prozent erhöht !

Ein schöner Erfolg für die Sportvereine:

14.000 Euro Förderung 

uf der letzten Werkaus-
schusssitzung  im No-
vember 2022 haben 

CDU, SPD, GRÜNE und FWB ei-
ne weitere drastische Erhöhung 
der Gaspreise zum 1. Januar 
2023 beschlossen. Der Brutto-
Arbeitspreis in der Grundversor-
gung im Haushaltstarif 2 steigt 
um weitere unglaubliche 72 
Prozent auf 22,35 ct/kWh. Das 
bedeutet bei einem Jahresver-
brauch von 18.000 kWh rund 
140,– Euro (!) mehr monatliche 
Heizkosten gegenüber der letz-
ten Erhöhung zum 1. Oktober 
2022.
    Hintergrund: Die Stadtwerke 
sind den extrem nach oben ge-
triebenen Einkaufspreisen am 
Gasmarkt weitgehend hilflos 
ausgeliefert. 
    Die BALL-Stadtvertreter ga-
ben auch dieser Preiserhöhung 
keine Zustimmung. Sie lehnten 

es ab, die Folgen u. a. der „Libe-
ralisierung des Gasmarktes“, der 
Sanktionspolitik und des Ukraine 

Krieges auf die Bevölkerung ab-
zuwälzen. Die erheblichen bun-
desweien Proteste der letzten 

Wochen in der Bevölkerung ha-
ben immerhin dazu geführt, 
dass durch eine „Gaspreisbrem-

se“ die Haushalte rückwirkend 
zum 1. Janu-ar 2023 für 80 Pro-
zent ihres Verbrauches entlastet 
werden. Haushalte sollen dann 
nach gegenwärtigen Informa-
tionen 12 ct/kWh zahlen. Die 
extremen Preise werden dann 
„nur“ für die restlichen 20 Pro-
zent fällig.

    Das ist sicherlich eine gewis-
se Erleichterung. Die andere Sei-
te ist, dass mit diesen Milliarden 
aus dem Bundeshaushalt die Pro-
fite der Energiekonzerne weiter
abgesichert werden. So wer-
den u. a. die sehr teuren und 
extrem umweltschädlichen US-
Fracking-Gas-Importe aus Steu-
ermitteln subventioniert. Das 
kann man nur ablehnen.

A

D er Sozialausschuss der 
Stadt hatte auf Antrag 
der BALL den Ausbau 

der Sozialberatung im Rathaus 
beschlossen. Diese ist nach 
unserer Auffassung  notwen-
dig, da immer mehr Menschen 
in soziale und finanzielle Not 
durch die drastisch gestiege-
nen Energiepreise, aber auch 
die hohen Mieten und gestie-
genen Lebensmittelpreise gera-
ten. Die Menschen benötigen 
aktive, niedrigschwellige Bera-
tung und Informationen über 
Unterstützungsmöglichkeiten 
sowie insbesondere viel mehr 
konkrete Hilfe beim Stellen von
Anträgen. Allein die angekün-
digte Verdoppelung der Wohn-
geldberechtigten erfordert zu-
sätzliches Personal im Rathaus.
     Zudem forderte die BALL, 
dass die Rentenberatungsstelle 
im Rathaus nicht wegfällt. Im-
merhin soll nun die Rentenbe-
ratung erhalten bleiben. Wäh-
rend die CDU-Stadtvertreter 
wie im Sozialausschuss sich ge-
genden Ausbau der Sozialbe-
ratung stellten (1 Neinstimme 
und 2 Enthaltungen), war in 
der Stadtvertretung unklar, mit 
welcher Stellenkapazität dies 
erfolgen sollte. Jetzt soll der So-
zialausschuss nachberaten und 
die offenen Fragen klären. 
    Die BALL wird sich dafür ein-
setzen, dass die Beratungsmög-
lichkeiten für die hilfebedürti-
gen Menschen ausgebaut 
werden. 

Info-Coupon:
❑  Ich interssiere mich 
     für die Arbeit  der BALL
     und wünsche weiteres
     Info-Material .

❑  Ich bitte um ein  
     persönliches Gespräch.

Name

Vorname

Straße

Einsenden an: Helmut Welk,
Nappenhorn 29 · 25355 Barmstedt

er vor Jahren auf Initi-
ative der BALL einge-
führte Strom-Sozialtarif 

sah für Personen mit sehr nie-
drigem Einkommen (Hartz-4, 
Grundsicherungsrente, Sozial-
hilfe) die Befreiung von der 
Strom-Grundgebühr sowie eine 
kostenlose Strommenge von 
250 kWh im Jahr pro Haushalts-
mitglied vor. Für die Vergünsti-
gung kann beim Sozialamt ein 
entsprechendes Formular geholt 
und bei den Stadtwerken abge-
geben werden.
     Rund 200 Haushalte nutzen 
den Strom-Sozialtarif. Da seit 
vielen Jahren keine Anpassung 
des Sozialtarifs erfolgt war und 
zwischenzeitlich die Stromprei-
se extrem gestiegen sind, hatte 
die SPD eine Verdoppelung der
 Freimenge vorgeschlagen. Für 
diesen Antrag gab es aufgrund 
der Ablehnung durch CDU, FWB 
und GRÜNE auf der Werkaus-
schusssitzung am 23. Nov. kei-
ne Mehrheit. Daraufhin brachte
die BALL-Fraktion einen Kom-
promissantrag ein, der eine Er-
höhung der Strom-Freimenge 
um 25  Prozent bzw. auf 312,5 
kWh pro Haushaltsmitglied vor-
sah. Dieser Antrag wurde dann 

BALL-Antrag bringt verbesserten Strom-Sozialtarif:

Keine Grundgebühr und die Freimenge erhöht  
mit den Stimmen von BALL, SPD 
und je einer Stimme der GRÜ-
NEN und FWB beschlossen.

 
In einem Jahr soll die Inan-
spruchnahme im Werkausschuss 
überprüft werden.

D
Dr. Günter Thiel
Fraktionsvorsitzender

zahl jugendlicher Mitglieder 
und der Spartenzahl.
     Die Förderrichtlinie wurde 
mit allen Sportvereinen im Vor-
wege ausführlich diskutiert. Tat-
sächlich werden die Sportver-
eine immerhin ca. 14.000 Euro 
im Jahr mehr an Sportförde-
rung erhalten, da an anderer 
Stelle die Einführung von rund 

35.000 Euro Hallennutzungs-
gebühren im Jahr beschlossen 
wurde. Durch eine von der EU 
eingeleitete und jetzt auch in 
Deutschland umgesetzte kompli-
zierte Änderung des Umsatzsteu-
ergesetzes kann die Stadt sich u. 
a. die gezahlte Umsatzsteuer – 
z. B. bei der Sporthallenunter-
haltung und -sanierung – erstat-

ten lassen. Voraussetzung ist, 
dass sie selbst Hallennutzungs-
gebühren erhebt.
     „Die BALL begrüßt es, dass 
jetzt die Sportförderungsmittel 
für die Vereine um faktisch
rund 14.000 Euro erhöht wer-
den. Ein Blick zurück: Vor mehr
als zwei Jahrzehnten betrugen 
die Sportförderungsmittel rund
15.000 Euro. Diese wurden 
dann durch die Preissteigerun-
gen tatsächlich mehr als hal-
biert. Dann wurde die Sport-
förderung einige Jahre noch 
durch  run 9.000 Euro Hallen-
nutzungsgebühren weiter redu-
ziert. Mit der jetzigen Einfüh-
rung der zusätzlichen Sportför-
derung werden faktisch die
Hallennutzungsgebühren aus-
geglichen, und am Ende erhal-
ten die Vereine rund 14.000 
Euro mehr. Damit werden die 
Kürzungen der letzten Jahre 
in etwa rückgängig gemacht 
und der Beitrag der Sportver-
eine für das soziale Leben in 
Barmstedt wird gewürdigt“, 
so BALL-Fraktionssprecher Dr. 
Günter Thiel in der Stadtver-
tretung. 

Klaus Kuberzig
Werkausschuss

D



ach langen Diskussionen 
ist es jetzt amtlich: Die 
Kita „Lütte Lüüd“ an der 

Düsterlohe wird um eine Gruppe 
erweitert. Bereits im Mai hatte 
die Kita-Leitung im Sozialaus-
schuss die Einrichtung einer Out-
door-Gruppe beantragt. Hinter-
fragt wurde in der Diskussion, 
ob angesichts zurzeit relativ klei-
ner Wartelisten überhaupt eine 
zusätzliche Gruppe in Barmstedt 
notwendig sei.
     Die BALL unterstützte den 
Antrag und ihr Sozialausschuss-
vorsitzender Klaus Kuberzig 
argumentierte: „Es ist ganz ein-

fach. Solange Kinder auf der 
Warteliste stehen, fehlen Plätze. 

N

Im Übrigen besteht ein Rechts-
anspruch auf einen Kitaplatz 
und daher müssen die Kommu-
nen auch entsprechend Plätze 
vorhalten.“ Mit 6:5 Stimmen 
wurde der Antrag schließlich 
angenommen – dann allerdings 
im Hauptausschuss mit der Be-
gründung, es gäbe ausreichend 
Kita-Plätze, gekippt. In der Sit-

zung der Stadtvertretung wurde 
das Thema dann wieder an den 
Ausschuss zurückverwiesen.
    Im November dann die Kehrt-
wende. Im Sozialausschuss 
stand das Thema erneut auf der 
Tagesordnung. Unter Anwe-
senheit zahlreicher Eltern der 

„Lütten Lüüd“ sprachen sich nun 
bisherige Gegner der Gruppe 

für die Einrichtung aus. Lediglich 
die FWB wollte nicht mitgehen. 
Mit neun JA-Stimmen wurde der 
Beschluss erneut gefasst und 
zur endgültigen Bestätigung in 
die Stadtvertretung gegeben. 
Auch dort fand sich dann am 13. 
Dezember eine Mehrheit.
     Man könnte jetzt darüber 
spekulieren, ob ein Brief an die 
Kommunalpolitiker*innen und 
die Anwesenheit der Eltern bei 
den Sitzungen des Ausschusses 
und der Stadtvertretung zum 
Sinneswandel geführt haben 
und/oder ob die bevorstehende 
Kommunalwahl (2023) die Ent-
scheidung beeinflusst hat. Auf 
jeden Fall ist es erfreulich, dass 
in der Stadtvertretung im Sinne 
der jungen Eltern und ihrer Kin-
der entschieden worden ist und 
nun zum 1. August 2023 (neues 
Kita-Jahr) die Outdoor-Gruppe 
eingerichtet wird.

Thekla Ziesenitz
Ausschuss für
Schule, Kultur und
Sport

Es bleibt Armut per Gesetz:

Hartz-IV 
heißt jetzt 
 „Bürgergeld”

Selbst wenn der jetzige 
Stand der Inflation so aus-
geglichen werden könnte: 
Die Preise steigen im hohen 
Tempo weiter. Zudem gibt 
es mit dem Hartz-IV-Regel-
satz seit Jahren Probleme, 
weil Güter aus dem Betrag 
herausgerechnet wurden: 
etwa Weihnachtsbäume, Al-
kohol oder Tabak. Anteilig 
darin enthaltene Beträge 
für Anschaffungen wie ei-
nen Kühlschrank waren 
schon in der Vergangenheit 
zu gering. Und: Wie soll 
man mit 36 Euro monatlich 
für Strom bei stark anstei-
genden Energiepreisen aus-
kommen? Für Lebensmittel 
bleiben rechnerisch knapp 
sechs Euro pro Tag übrig.
     Die Kampagne mit der 
Behauptung von Unterneh-
merverbänden, CDU und 
AFD, dass Vollzeitbeschäf-
tigte am Ende weniger Geld 
zur Verfügung hätten als 
Bürgergeldbezieher, hat 
sich längst als Fake News 
herausgestellt. Und es wird 
auch nicht besser, wenn 
Markus Söder (CSU) Medi-
en, die ihn damit konfron-
tieren, diffamiert.
     Vielleicht sollte der CDU--
Fraktionsvorsitzende  Fried-
rich Merz einen Blick in das
Grundgesetz und insbeson-
dere in das entsprechende 
Urteil des Bundesverfas-
sungsgericht (2014) werfen.
Dort geht es um ein men-
schenwürdiges Existenz-
minimum, das der Staat zu 

gewährleisten hat. Wenn 
der Abstand zwischen  Exi-
stenzminimum und Löhnen 
zu gering ist, muss es hö-
here Löhne geben, damit 
jeder durch seine Arbeit 
deutlich mehr als das Exis-
tenzminimun verdient. Doch
mit CDU/CSU und AfD bekla-
gen nun ausgerechnet die 
beiden Parteien den fehlen-
den Lohnabstand, die nicht 
einmal der Erhöhung des 
Mindestlohn auf 12 Euro zu-
gestimmt haben.

Es reicht! Das „Bündnis Auf-
Recht bestehen”, das von den
DGB-Gewerkschaften unter-
stützt wird, fordert endlich
eine armutsfeste und repres-
sionsfreie Grundsicherung:
n Die Regelsätze müssen auf 
mindestens auf 725 Euro 
erhöht werden.
n Die Stromkosten müssen 
zusätzlich zum Regelsatz 
übernommen werden.
n Die Wohnkosten ein-
schließlich der Heizkosten
müssen für alle Grundsiche-
rungsempfänger*innen voll-
ständig in tatsächlicher Höhe 
übernommen werden.
n Der Regelsatz soll das 
Existenzminimum sichern 
und Teilhabe ermöglichen. 
Sanktionen müssen deshalb 
ausgeschlossen werden.

M    it dem Bürgergeld ist die Katze aus dem 
Sack: Die SPD/Grüne/FDP-Bundesregierung 

ist offenbar nach wie vor nicht gewillt, die schon 
seit Jahren zu Recht kritisierten Hartz-IV-Regel-
sätze so zu korrrigieren, dass diese wirklich vor 
Armut schützen. Der neue Regelsatz von 502 Euro 
(Inflationsausgleich) ist zwar eine Steigerung im 
Vergleich zu den bisherigen Leistungen, sichert 
aber kein Existenzminimum. Ein wirkliches Exis-
tenzminimum müsste nach Berechnungen des Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverband 725 Euro betragen.

Neue Outdoor-Gruppe beschlossen 

Energetische Quartiersentwicklung
chon lange wird in Barm-
stedt darüber diskutiert, 
wie sich unsere Stadt ent-

wickeln soll. Neue Baugebiete, 
Verbesserung der Verkehrssitua-
tion, Gewerbegebiet, Nahversor-
gung, Schlossinselsanierung und 
nicht zuletzt die Themen Natur, 
Umwelt und Energie stellen He-
rausforderungen für die Stadt-
vertreter und die Stadtverwal-
tung dar.
    Im Herbst 2022 ist im Auftrag 
der Stadtvertretung ein Projekt 
gestartet worden. Das Ziel: Maß-
nahmen zur energetischen Sanie-

rung / Stadtentwicklung zu erar-
beiten. Die Unternehmen ZEBAU 
und Averdung wurden beauf-
tragt, in zwei abgesteckten grö-
ßeren Quartieren (im Norden und 
Süden Barmstedts) eine Bestands-
aufnahme durchzuführen. Dazu 
gehören u. a. Untersuchungen 
über Wohnen (Alter, Dämmung, 
Gas- und Stromverbrauch von 
Gebäuden), Mobilität (Auto, Fahr-
rad, zu Fuß), Einkaufsmöglichkei-
ten, Digitalisierung.
     Die Einwohnerinnen und Ein-
wohner sind aufgerufen, sich an
der Bestandserhebung zu beteili-

gen. Dabei werden u. a. folgende 
Handlungsfelder betrachtet:
Optimierung der Wärmeversor-
gung, energetische Modernisie-
rung von Gebäuden und klima-
freundliche Mobilität.
     Es werden auch Hausbesuche 
und -befragungen durchgeführt. 
Ebenso kann man sich an der 
Befragung über die Homepage 
der Stadt beteiligen (www.bar-
mstedt-und-umland.de/quar-
tiersentwicklung). Hier gibt es 
auch umfangreiche Informatio-
nen über das Projekt.
     Niemand muss Angst haben, 

S dass mit den Daten „Schindlu-
der getrieben“ wird. Die Anony-
mität ist gewährleistet. Und die 
später erarbeiteten Ergebnisse
helfen die Stadt in Sachen Ener-
gieein-sparung und Lebensqua-
lität voranzubringen.
     Gefördert wird die Erstellung 
der energetischen Quartierskon-
zepte Barmstedts über das Bun-
desförderprogramm „Energeti-
sche Stadtsanierung“ der KfW 
(Kreditanstalt für Wiederauf-
bau) sowie durch die IB.SH (In-
vestitionsbank Schleswig-
Holstein).

er Ausschuss für Kultur, 
Schule und Sport hat 
sich auf seiner Sitzung 

am 27. August mit der Digita-
lisierung der Schulen befasst. 
Dabei geht es um den Einsatz 
von Computern bzw. Tabletcom-
putern im „normalen“ Unterricht. 
Voraussetzung dafür ist, dass 
die Schulen mit WLAN ausge-
stattet sind. Per WLAN können 
die Computer drahtlos auf das 
Schulnetz / Internet zugreifen 
und auch Daten untereinander 
austauschen.

Aus den Fördermitteln der 
Bundesregierung (Digitalpakt 1)
werden an den Barmstedter 
Schulen die Voraussetzungen 
geschaffen, um Tablets im Un-
terricht nutzen zu können. 
Neben technischen Maßnahmen 

D

Öffentlicher Personennahverkehr

(Verkabelung, WLAN) gehören 
dazu die Ausstattung und Fort-
bildung von Lehrkräften.

Aus einem zusätzlichen So-
fortausstattungsprogramm der 
Bundesregierung werden Tablet-
Koffer angeschafft. Dabei handelt
es sich um einen Klassensatz 

von Tabletcomputern (in einem 
Koffer), die für ein Unterrichts-
vorhaben ausgeliehen werden 
und damit zeitweise von ver-
schiedenen Klassen genutzt wer-
den können.

In der Ausschusssitzung ging
es um die Frage, wie jede Schü-

lerin und jeder Schüler mit einem
Gerät ausgestattet werden kann. 
Zu diesem Punkt haben die El-
tern über die Schulkonferenz ein 
Mitspracherecht – im Ausschuss 
ging es um die Finanzierung der 
Geräte für Schüler(innen).

Der Ausschuss hat beschlos-
sen, dass (zunächst) je ein Jahr-
gang des Gymnasiums und der 
Gottfried-Semper-Schule mit Ta-
blets ausgestattet werden sollen.

Die Finanzierung der Geräte 
(Apple-Ipads) der Geräte ist 
folgendermaßen vorgesehen:
1. Die Eltern schaffen das Tablet 
an (Finanzierung oder Sofortkauf)
2. Die Eltern leihen das Gerät für 
eine Leihgebühr von 5,00 Euro 
pro Monat

Familien mit geringem Ein-
kommen erhalten das Gerät 

kostenlos, damit niemand aus 
finanziellen Gründen von der 
digitalen Bildung ausgeschlossen 
wird – dieser Punkt ist für die 
BALL besonders wichtig und 
wird auch von den anderen 
Fraktion mit getragen.

Dieser Vorschlag ermöglicht 
den beiden großen Barmstedter 
Schulen (Schülerinnen und Schü-
lern, Eltern und Lehrkräften), in 
einem Jahrgang umfassende 
Erfahrungen mit dem unterricht-
lichen Einsatz von Tablets zu ge-
winnen. Durch die Begrenzung 
auf einen Jahrgang bleibt der 
finanzielle Aufwand für alle Be-
teiligten überschaubar und kann 
in der Zukunft genauer kalkuliert 
werden.

Die nicht dem ausgewählten 
Jahrgang angehörenden Schüle-
rinnen und Schüler werden nur 
zeitweise mit Tablets arbeiten 
können (Kofferlösung), aber 
auch sie werden von den Erfah-
rungen des Tablet-Jahrgangs 
profitieren.

N icht nur die Corona-Kri-
se stellt uns vor nie da-
gewesene Herausforde-

rungen, sondern erst recht die 
Klimakrise: Wälder sterben an 
Trockenheit, eine Hitzewelle legt 
ganz Europa lahm und im Glo-
balen Süden verlieren Millionen 
Menschen durch Dürren, Stürme 
und Überflutungen ihre Lebens-
grundlagen. Selbst die Arktis 
erreicht Hitzerekorde von bis zu 
38 Grad. Die Bundesregierung 
muss auf die Wissenschaft hö-
ren und endlich entschlossen 
handeln.

Diesen Herbst hat sie die bes-
te Gelegenheit dazu: Beim EU-
Gipfel im Oktober wird über die 
europäischen Klimaziele als Bei-
trag zum Pariser Klimaabkom-
men entschieden. Deutschland 
hat den Vorsitz und steht des-
halb in der Verantwortung, dass 
die EU-Staaten beschließen, die 
Treibhausgasemissionen bis 
2030 um mindestens 65 Prozent 
zu reduzieren. Nur so können 
wir unseren Teil dazu beitragen, 
dass die Erderhitzung nicht die 
kritische 1,5-Grad-Schwelle über-
schreitet. Jenseits der 1,5-Grad-
Grenze wird die Klimakrise brand-
gefährlich und beginnt sich selbst 
zu verstärken. Schon jetzt ver-
stärkt die Klimakrise Ungerech-

tigkeiten und trifft diejenigen 
besonders hart, die am wenigs-
ten zur Erderhitzung beitragen, 
insbesondere im Globalen Süden.

Die Bundesregierung muss 
endlich ihre Hausaufgaben ma-
chen, denn genau diese 1,5-Grad-
Grenze ist mit dem derzeitigen 
Stillstand beim Erneuerbaren-
Ausbau und einem Kohleaus-

stieg in Deutschland erst 2038
nicht einzuhalten. Das Kohle-
Gesetz der Bundesregierung be-
friedet den Konflikt um die Koh-
le nicht. Wer die Wählerstimmen 
für die Bundestagswahl im näch-
sten Jahr will, muss schnellsmög-
lich, spätestens 2030, aus der 
Kohle aussteigen. Für die Ener-
giewende brauchen wir jetzt 

Offene Ganztagsschule
droht an fehlenden Räumen 
zu scheitern

Herbert Flick
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

Tablets im Schulunterricht:

Pilotprojekt gestartet

den massiven Ausbau der Er-
neuerbaren: auf mindestens 75 
Prozent bis 2030.

Mit den Corona-Konjunktur-
hilfen nimmt die Bundesregie-
rung viel Geld in die Hand. Statt 
Staatshilfen für klimaschädliche 
Industrien braucht es angesichts 
der Klimakrise jetzt eine sozial-
ökologische Transformation der 
Wirtschaft: Klimaschutz und so-
ziale Gerechtigkeit müssen die 
Eckpfeiler aller Investitionen sein. 
Die klimapolitischen Herausfor-
derungen eröffnen die Chance, 
Soziales neu zu denken und so 
mehr Lebensqualität für alle zu 
schaffen. Wir wollen einen so-
lidarischen Sozialstaat, in dem 
Strom, Wohnen, Lebensmittel 
und Mobilität klimafreundlich 
und für alle bezahlbar sind.

Für starke EU-Klimaziele, 
einen Kohleausstieg 2030 und
eine sozial-ökologische Trans-
formation gehen wir als Klima-
aktivist*innen, Umwelt-, Ent-
wicklungs- und Sozialverbände 
am Freitag, den 25. September 
bundesweit auf die Straßen. 
Gemeinsam stellen wir uns hin-
ter Fridays for Future und ihren 
weltweiten Aktionstag. Der Pro-
test und die Forderungen der 
Schüler*innen sind notwendig, 
um die Erderhitzung zu stoppen.

Dieser Text wurde aus dem Aufruf 
des Unterstützerbündnis Klima-Streik 
25.9. übernommen und teilweise ge-
kürzt. Den vollstänigen Text und 
weitere Infos finden Sie auf der Inter-
netseite www.klima-streik.org.

ELMSHORN
Freitag, 25. September
10 Uhr Buttermarkt

Mit FridaysForFuture auf die Straße!

n der letzten BALL-Zeitung 
hatten wir über die mög-
liche Ausweitung des öf-

fentlichen Nahverkehrs in Barm-
stedt berichtet . Nachdem ein 
Projekt „Bürgerbus“ keine po-
litische Mehrheit gefunden 
hatte, wurde im Sozialausschuss 
beschlossen, mit dem Kreis 
Pinneberg in Verhandlungen zu 
treten, den öffentlichen Nahver-
kehr (ÖPNV) zu erweitern.

I Mittlerweile hat es dazu Be-
ratungen zwischen der Verwal-
tung, Vertretern der Parteien 
und dem ÖPNV-Management 
des Kreises gegeben. Erarbeitet 
wurden dabei Vorschläge, wie 
das System der „Anruf-Sammel-
Taxis“ (AST) ausgebaut werden 
könnte. Dazu gehören die Tak-
tung dieser Busse sowie die Ein-
richtung zusätzlicher Haltestel-
len. Letzteres ist vor allem not-

wendig, weil es mehrere Neu-
baugebiete gibt , die bisher 
außen vor sind.

Diese Vorschläge wurden 
jetzt vom Verkehrsausschuss 
des Kreises bestätigt und sollen 
mit dem Fahrplanwechsel im 
Dezember in Kraft treten.

Wir werden sie selbstver-
ständlich weiter informieren.

Meierei /Käsefabrik:
Wasservertrag kündigen!

ie „Offene Ganztags-
schule“ war erneut 
ein zentrales Thema in 

der letzten Sitzung des Aus-
schusses für Schule, Sport und
Kultur. Die BALL hatte in der 
Stadtvertretersitzung am 
11.06. noch einmal versucht, 
gegen die Erhöhung der Ent-
gelte für die Schulkinderbetreu-
ung vorzugehen, alle anderen 
Fraktionen stimmten jedoch 
gegen den Antrag. Allerdings
konnten wir erreichen, dass 
der Anfang des Jahres einge-
richtete Arbeitskreis zum The-
ma OGTS seine Arbeit endlich
aufnimmt um u.a. die Entgelt-
ordnung erneut zu diskutieren.

Derzeit ist eine der größ-
ten Herausforderungen die 
sehr angespannte Raumsitua-
tion an allen Schulen. Sowohl 
für die Schulkinderbetreuung 
als auch für die Kursangebote 
der OGTS werden Räume be-
nötigt, die es derzeit einfach 
an den Schulen nicht gibt. Die 
knappen räumlichen Ressour-
cen könnten bei weiterhin 
steigenden Anmeldezahlen in 
der Betreuung sogar zu einem 
Aufnahmestopp führen, was 
es unbedingt zu vermeiden 
gilt. Viele berufstätige Eltern 
sind auf die Betreuung ange-
wiesen, und ab 2025 haben 
sie auch gesetzlich einen 
Rechtsanspruch auf Ganztags-

betreuung. Bis dahin muss also 
noch einiges an den Barmstedter 
Schulen passieren. In diesem 
Zuge wurde auch diskutiert, ob 
die James-Krüss-Schule (JKS) 
zukünftig zu einer Offenen Ganz-
tagsschule umgewandelt werden 
sollte. Auch hier sind derzeit die 
zur Verfügung stehenden Räume 
nicht ausreichend für die Einfüh-
rung einer Ganztagsschule.

Aus Sicht der BALL führt 
kein Weg daran vorbei, die 
Räumlichkeiten vor allem an der 
Gottfried-Semper-Schule (GSS) 
und der JKS zu erweitern. Auch 
ein von der Stadt in Auftrag ge-
gebenes Gutachten lässt keinen 
Zweifel daran, dass die prognos-
tizierten steigenden Schülerzah-
len und der Rechtsanspruch

auf Ganztagsbetreuung die 
Kapazitäten der GSS sprengen 
werden, und das bereits in we-
nigen Jahren. Das Raumproblem 
betrifft die Schulen und Kitas 
gleichermaßen. Darum hat der 
Sozialausschuss auf Vorschlag 
u.a. der BALL beschlossen, eine 
Arbeitsgruppe einzurichten. 
Hier sollen von der Politik, Kitas, 
Schulen und Verwaltung gemein-
sam Ziele erarbeitet werden.
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Britt 
Schölermann
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

Katharina
Schwietering
Ausschuss für
Jugend u. Soziales

E s ist bekannt, dass die 
Meierei/Käsefabrik gut 
doppelt so viel Wasser 

im Jahr verbraucht wie die 
gesamte Barmstedter Bevölke-
rung. Einige Hunderttausende 
von Kubikmetern schöpft die 
Meierei kostenlos aus ihrem 
eigenen Brunnen. Das Wasser 
wird aus dem gleichen Grund-
wasserleiter in rd. 110 Metern 
Tiefe entnommen, aus dem die 
Stadtwerke die Bevölkerung 
versorgen. Keiner weiß, wie 
nachhaltig dieser Grundwas-
serleiter ist. Dann kauft die 
Meierei/Käsefabrik über einen 
Wasservertrag riesige Wasser-
mengen von den Stadtwerken 
hinzu. Was die Meierei/Käse-
fabrik dafür bezahlt, wird vor
der Bevölkerung geheim ge-
halten. So ist es üblich in einer 
Gesellschaft, die den großen 
Unternehmen etliche Sonder-
tarife, Vergünstigungen, Steu-
ergeschenke oder Abgabenbe-
freiungen gewährt. Die BALL 
ist der Auffassung, dass der 
Wasserliefervertrag mit der 
Meierei /Käsefabrik gekündigt 
werden muss. Der Bezug von 
Wasser für die industrielle 
Nutzung muss deutlich teurer 
werden und es darf keinen 
Mengenrabatt geben:  je mehr 
Wasser verbraucht wird, um 

so billiger –  das kann so nicht 
weitergehen.  

Das zweite Problem des rie-
sigen Wasserverbrauchs durch 
die Meierei/Käsefabrik ist die 
Abwasserentsorgung. Bekannt-
lich leitet die Meierei/Käsefabrik 
riesige Mengen Brüdenwassers 
in die Regenwasserkanalisation 
ein, und sie hat dafür vor Jahren 
einen niedrigen Sondertarif „indu-
strielle Abwasser“ erhalten.  Die 
Sanierungsarbeiten u. a. am  Re-
genwasserrückhaltebecken am 
Küsterkamp sind auch anteilig 
durch die Einleitungen der Mei-
erei/Käsefabrik erforderlich ge-
worden. Die BALL erwartet, dass 
der Abwasserzweckverband 
AZV die Meierei gleichermaßen 
wie die Bevölkerung für ihre 
Einleitungen zur Kasse bittet.Ein Schritt in die richtige Richtung

s tut sich was. Am 13. De-
zember wurde ein weite-
rer konkreter Schritt in 

Richtung „Bücherei als Begeg-
nungsort“ in der Barmstedter 
Stadtvertretung beschlossen. 
Dem Aufstellungsbeschluss für 
den B- Plan „Wischhof“ wurde  
mehrheitlich zugestimmt. Im Bau-
ausschuss hatten CDU und FWB 
einen entsprechenden Beschluss 
verhindert, sie wollten den Hol-
stenring als Standort belassen.
     Seit Beginn der Diskussion 
über einen neuen Standort der 
Stadtbücherei gab es zwei sich 
deutlich abgrenzende Positionen. 
FWB und CDU sprachen sich, 
hauptsächlich wegen der ihrer 
Meinung nach zu hohen Kosten 
für einen Neubau, erneut gegen

den Wischhof aus. Ihr Vorschlag, 
die Bücherei im Holstenring zu 
belassen und dort das bestehen-
de Gebäude zu sanieren und zu 
erweitern, erwies sich im Laufe 

der Ausführungen ihrer Ideen 
aber als kaum realisierbar. Das 
Gelände am Holstenring wirft 
sehr viele Fragen auf – ange-
fangen bei den sehr schwierig 
auszulotenden Interessen der 
Grundstückseigentümer bis hin zu 
der Frage, ob eine Erweiterung 
der Grundfläche unter kompli-
zierten Bedingungen überhaupt 
möglich gewesen wäre. Die Hoff-
nung von CDU und FWB, hier ei-
ne Bücherei zu niedrigen Kosten 
errichten zu können, dürfte sich 

als sehr trügerisch herausgestellt 
haben und fand glücklicherweise 
keine Mehrheit. 
    Desweitern entsprechen die 
räumlichen Verhältnisse im Hols-
tenring schon seit Jahren nicht 
mehr den gesetzlichen Vorschrif-
ten. Es fehlt an sanitären Anlagen 
und Büroräumen.
    Der Beschluss der Stadtvertre-
tretung am 3. Dezember verdeut-
lichte noch einmal den Wunsch  
vieler Barmstedterinnen und 
Barmstedter, die Bücherei als 

„Dritten Ort“ und Begegnungs-
stätte zu nutzen. Auf den vor-
gesehenen rund 650 Quadrat-
metern am  Wischhof wird dem 
Zusammenkommen und dem 
Austausch untereinander viel 
mehr Raum und Möglichkeit ge-
geben, als es jetzt im Holstenring 
der Fall ist. In den vergangenen 
Jahren hat die Stadtbücherei 
nicht nur Bücher und Medien 
ausgeliehen, sondern immer 
wieder Veranstaltungen und Ak-
tionen durchgeführt. Unter den 
gegebenen Bedingungen war das 
eher schwierig. Die Barmstedter 
Stadtbücherei hat auch nach der 
Pandemiezeit weiterhin großen 
Zulauf. In einem geräumigen Neu-
bau ist endlich ausreichend Platz 
für Lesungen, Buchvorstellungen 
oder Aktionen des Fördervereins 
für Kindergärten und Schulen.
     Barmstedt wünscht sich eine 
attraktive Bücherei, der zugleich 
ein Ort der Begegnung für Men-
schen in unserer Stadt sein kann, 
die sich dort ohne Konsumzwang 
treffen und austauschen können. 
Damit wird Barmstedts Attrak-
tivität, insbesondere für junge 
Familien, erhöht. 

E

20.000 neue Sozialwohnungen 
gebaut, allerdings fallen jedes 
Jahr mindestens 50.000 weg, 
weil die sogenannte Bindungsfrist 
ausläuft. Innerhalb der Bindungs-
frist, die je nach Bundesland 15 
bis 30 Jahre betragen kann, muss 
eine Wohnung als Sozialwohnung 
vermietet werden. Danach kann 
sie theoretisch wieder teurer 
vermietet werden. Da haben 
Immobilieninvestoren das „Beton-
gold“ für sich entdeckt, kaufen 
ganze Wohnviertel auf, um sie 
dann teuer neu zu vermieten. 
Unterstützung erhielten diese von 
den verschiedenen Bundesregie-
rungen in Berlin. In vielen Städten 
regt sich der Widerstand gegen 
ständige Mietpreissteigerungen. 
Immer mehr Unterstützung finden 
Forderungen nach Mietpreisstopp 
und Überführung der Wohnun-
gen großer Immobilienkonzerne 
mit teilweise hunderttausenden 
Wohnungen in gemeinnütziges 
Eigentum.

I

D

Undurchsichtige 
Planung des AZV

Lärmaktionsplan: 
Tempo 30 erster Schritt

m Frühjahr ließ der Ab-
wasser Zweckverband (AZV)
im Krückaupark eine Flä-

che von ca. 9.000 qm roden, 
da laut eigenen Aussagen das 
bestehende Regenwasserrück-
haltebecken mittlerweile viel zu 
klein sei. Zuvor hatte der AZV 
im Bauausschuss der Stadt stets 
von einer Fläche von 6.000 qm 
gesprochen, was im Nachhinein 
als „Zahlendreher“ dargestellt 
wurde. In der letzten Sitzung 
des Bauausschusses stellte der 
AZV seine neueste Planung 
vor, die vorsieht, zusätzlich 
weitere 2.000 qm zu roden, um 
das Regenrückhaltebecken zu 

vergrößern. Dieses Vorgehen 
wirft Fragen auf. Schon länger 
steht fest, dass die Barmstedter 
Meierei/Käsefabrik gewaltige 
Mengen Abwässer kostengün-
stig ins Regenwassernetz abführt. 

Die BALL wollte daher vom AZV 
wissen, um welche Menge es 
sich handelt. Der AZV konnte er-
neut lediglich Zahlen vorlegen, 
die auf Messungen der Meierei/ 
Käsefabrik selbst beruhen und 
war nicht in der Lage objektive 
Daten zu liefern.  Zumindest 
kann angezweifelt werden, dass 
die Menge sich auf 180.000 Ku-
bikmeter beläuft, wie neuerdings 
behauptet. Alleine die im Jahre 
2019 verarbeitete Menge an  
Milch betrug 1,4 Mrd. kg und es 
ist allgemein bekannt, dass die 
Meierei jährlich Hunderttausen-
de Kubikmeter Wasser ver-
braucht. Es stellt sich also die 

Frage, ob in Barmstedt auf Kos-
ten aller Bürger Flächen haupt-
sächlich deswegen gerodet wer-
den, um die Abwässer der Meie-
rei/Käsefabrik zu bewältigen. 

er Kraftfahrverkehr in 
Barmstedt hat – wie 
überall – zugenommen

und wird voraussichtlich auch 
weiterhin zunehmen. Da Barm-
stedt mit seinem historisch ge-
wachsenem Straßennetz kaum
über gut ausgebaute Hauptver-
kehrswege verfügt, zeigt sich 
diese Problematik im gesamten
Stadtgebiet. Vor allem die  Durch-
fahrtsstraßen, wie Hamburger 
Straße, Feldstraße, Brunnenstra-
ße, Moltkestraße etc., sind sehr 
stark belastet und nicht mehr 
ausbaufähig.

Besonders die Strecke Pinne-
berger Landstraße - Spitzerfurth

– Mühlenweg, die einst als Orts-
umgehung geplant war, hat ein 
extrem hohes Verkehrsaufkom-
men, sodass die überörtlichen 
Behörden einen Lärmaktions-
plan für den ersten Teilabschnitt 
fordern. Darum sprachen sich
BALL und Grüne als erste schnell
und kostengünstig umzusetzen-
de Maßnahme für eine Geschwin-
digkeitsbegrenzung von Tempo 
30 auf der Pinneberger Land-
straße bis zum Kreisel (Abzweig 
Spitzerfurth) aus. Zudem fordern
wir einen gesicherten Überweg
zwischen Seepark und Wald. 
Gerade dieser Weg ist bei Rad-
fahrern, Wanderern, Joggern 
und Spaziergängern sehr beliebt
und führt zudem zum Wald-
spielplatz. Ein gefahrloses Pas-
sieren der Pinneberger Landstra-

ße ist aber kaum möglich.
Wir sind der Meinung, dass 

es dem Erholungsort Barmstedt 
nicht gut zu Gesicht steht, dass 
mitten durch sein grünes Herz 
jährlich über 3 Mio. Fahrzeuge 
beinahe unkontrolliert rasen kön-
nen, denn nur wenige halten 
sich an die vorgeschriebene Ge-
schwindigkeit.

Selbstverständlich sind Stra-
ßen für den Kraftfahrzeugver-
kehr da, aber das steigende Ver-
kehrsaufkommen kann nicht zu 
Lasten der Anwohner und der 
Lebensqualität in unserer Stadt 
gehen. Barmstedt braucht drin-
gend ein aktualisiertes Verkehrs-
konzept, welches Tempo 30 im

gesamten Stadtgebiet und auch 
auf den Durchgangsstraßen 
möglich machen muss. Eine Zeit-
ersparnis von 2-3 Minuten pro 
Fahrt sollte nicht wichtiger sein 
als die Gesundheit der Bürger, 
auch wenn einige Teile der CDU-
und der FWB-Fraktionen offen-
sichtlich diese Auffassung vertre-
ten. Gleichzeitig muss das Rad-
verkehrsnetz und der ÖPNV 
besser ausgebaut werden. Nur 
dann ist eine sinnvolle Verkehrs-
planung möglich.
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tliche Anwohner am 
Mühlenweg (L 75) sind 
genervt von der Lärm- 

und Verkehrsbelastung und 
haben von der Stadt Verbes-
serungen gefordert , u . a . Ge-
schwindigkeitsreduzierungen. 
Diese führen zu reduzierter 
Lärm- und Schadstoffbelas-
tung. Verkehrszählungen in der 
zweiten Augusthälfte zeigten 
auf, dass fast die Hälfte der 
Fahrzeuge zu schnell fuhr. Die 
Verwaltung hat auf die Einga-
ben der Bürger Anfang Novem-
ber 2019 eine Zusammenkunft 
der zuständigen Stellen (u. a. 
Kreis; Landesbetrieb Straßen-
bau; Polizei) veranlasst, doch

die erhofften Verbesserungen 
für die Anlieger blieben bis-
lang aus. Die Belastungen für 
die Anlieger seien für eine 
Landesstrasse nicht unüblich. 

Auch die absolut einfachste, 
kostenlose und wirkungsvolls-
te Maßnahme – Geschwindig-
keitsreduzierung auf Tempo 
30 – sei aufgrund komplizier-
tester Verordnungen nicht 
möglich, zumindest nicht jetzt. 
Die Stadt werde aber einen 
Lärmaktionsplan erstellen, der 
auch weitere stark belastete 
Straßen berücksichtigen solle. 
Es bleibt vorerst die Feststel-
lung, dass zur Lärmreduzie-
rung die betroffenen Anlieger 
zunächst etwas Lärm machen 
müssen.

Mühlenweg:

Tempo
runter ei Starkregen kommt es 

oft zu Überschwemmun-
gen der Kleingärten und 

Wiesen entlang des innerstädti-
schen Bereichs der Krückau. Die 
Gründe dafür sind der schnell 
ansteigende Wasserpegel der 
Aue und damit verbunden der 
eingeschränkte Abfluss des Ober-
flächenwassers (Regenwassers) 
in die Krückau. Um einen Rück-
stau ins Barmstedter Regenwas-
sersystem zu vermeiden, hat 
die Stadt bereits 1991 am Küs-
terkamp, hinter dem Aldi-Markt, 
ein 2.180 m3 großes Regen-
wasserrückhaltebecken gebaut. 
Zwanzig Jahre später musste 
man feststellen, dass durch den 
Eintrag von Sedimenten aus der 
(Regenwasser)entwässerung 
von Wohnflächen und Straßen 
das Rückhaltebecken erheblich 
verschlammt war. Durch eine 
Entschlammung konnte 2011 
zwar das Rückhaltevolumen ge-
halten werden, aber durch die 
zunehmende Versiegelung im 
Stadtgebiet kann es nicht mehr 
den Anforderungen genügen. 

Mit der Ansiedlung der Meie-
rei/Käsefabrik in der Mühlen-
straße verschärften sich die Pro-
bleme des Regenwassersystems.
Der Meierei/Käsefabrik wurde 
nämlich erlaubt, ihre industriel-
len Abwässer (Brüdenwasser) 

E

Regenrückhaltebeckenerweiterung am Küsterkamp:

Immer mehr industrielles Abwasser

BALL-Fraktion gegen Strompreiserhöhung:

Strompreise sollen weiter steigen 

kostengünstig in das Regenwas-
serkanalnetz einzuleiten. Eine 
Einleitung in das Abwassernetz 
wäre wesentlich teurer für die 
Meierei/Käsefabrik. Durch die 
jährlich steigende Produktion 
fällt immer mehr Brüdenwasser 
an. Mittlerweile sind das meh-
rere Hunderttausend Kubikme-
ter jährlich. Dies führt zu einer 
Überforderung der Aufnahme-
fähigkeit des Regenwassersy-
stems und verstärkt die Proble-

me bei Starkregen. Bis Ende 
2021 soll jetzt eine erhebliche 
Vergrößerung des Regenwas-
serrückhaltebeckens vorgenom-
men werden. Die öffentliche 
Diskussion darum drehte sich 
bisher hauptsächlich um die 
Errichtung einer Baustraße ent-
lang der Krückau. Dass die Ab-
wassereinleitung der Meierei/
Käsefabrik ein wesentlicher 
Grund für den Notstand ist, 
wird kaum thematisiert. Die 

Barmstedter Bevölkerung bleibt 
bisher uninformiert, stattdes-
sen wird sie zur Kasse gebeten: 
von 0.46 Euro auf 0.52Euro 
pro Quadratmeter versiegelter 
Fläche hat der AZV ab 2020 
die Niederschlagswassergebühr 
erhöht, „insbesondere“ wegen 
der „Modernisierungsmaßnah-
men“ am Regenrückhaltebe-
cken am  Küsterkamp, die zu ei-
nem guten Teil durch die hohen 
Einleitungen der Meierei/Käse-
fabrik erforderlich sind.

B

Haushalte, Kleinbetriebe und 
mittelständischen Unternehmen 
zur Kasse gebeten. Die Strom-
preise in Deutschland sind 
mittlerweile die zweithöchsten 

in Europa. „Die BALL hat in ih-
rem Kommunalwahlprogramm 
erklärt, dass sie keiner Strom-
preiserhöhung zustimmen wird. 
Daran halten wir uns. Die Strom-

ie Stadtvertretung be-
schloss mit den Stim-
men von CDU, FWB 

und SPD eine Erhöhung der 
Strompreise zum 1.1.2020 um 
8.5 % beim Arbeitspreis. Die 
BALL-Fraktion lehnte geschlos-
sen die Strompreiserhöhung 
ab, ebenso eine Stadtvertre-
terin der SPD und der GRÜ-
NEN. Ein erheblicher Teil der 
Strompreiserhöhung geht auf 
die Erhöhung der Umlage für 
Erneuerbare Energien (EEG) 
zurück. Die konzernfreundliche 
Polit ik der CDU/CSU/SPD-
Bundesregierung  hat gut 2000 
stromintensive Unternehmen 
von der Zahlung der EEG-
Umlage – sowie von weiteren 
Abgaben – befreit ,  dement-
sprechend mehr werden die 

Bürgerbus-Infoveranstaltung
it einem Bürgerbus könnte nicht nur die Mobilität zwischen 
den Umlandgemeinden und der Stadt Barmstedt verbessern 
werden, sondern dies wäre auch eine Maßnahme gegen 

den Klimawandel. Der Sozialausschuss der Stadt Barmstedt hatte das 
Thema Ende 2019 aufgegriffen. Jetzt laden die Stadt Barmstedt und 
die Agentur Landmobil gemeinsam zu einer Informationsveranstaltung 
Bürgerbus ein. Sie findet statt am Mittwoch, den 26. Februar 2020 
um 19 Uhr im Rathaus Barmstedt, Am Markt 1. Als Referenten 
werden die Experten der Agentur Landmobil, Dr. Holger Jansen und 
Ralph Hintz erwartet. Sie haben in den letzten Jahren rund 60 Bürger-
busprojekte im Schleswig-Holstein auf die Strasse gebracht.
Bürgerinnen und Bürger mit Interesse am Thema Bürgerbus sind auf 
der Veranstaltung herzlich willkommen.

DDr. Günter Thiel
Fraktionsvorsitzender

preiserhöhung trifft Menschen 
mit geringem Einkommen 
besonders stark . Das lehnen 
wir ab“, so BALL-Stadtvertreter 
Klaus Kuberzig. Die BALL kriti-
siert weiterhin, dass bundes-
weit zahlreiche Industriebetrie-
be – so auch die Meierei/Kä-
sefabrik – zusätzlich noch vor 
den Bürgern geheimgehaltene 
Sondertarife für den Strombe-
zug erhalten. Die Großkonzerne 
zahlen dabei weniger als eine 
Rentnerin. Das ist absurd, wenn 
man an den Klimaschutz denkt.
Die Angaben zu den Preiser-
höhungen betreffen Haushalte, 
die Strom in einem Grundver-
sorungstarif beziehen.  Laut 
Bundesnetzagentur sind das 
etwa 27 Prozent al ler Haus-
halte .

it Jahresbeginn über-
nahm die Johanniter-
Unfall-Hilfe die Schulkin-

derbetreuung an der GSS und JKS 
sowie die Organisation der Kurse 
der Offenen Ganztagsschule. Die 
Kosten steigen von 10,- pro Halb-
jahr auf 25,- Euro im Monat, eine 
Steigerung von 1150%. Die Eltern 
haben wenig Verständnis für die 
Preissteigerung für die Teilnahme 
an den Nachmittagskursen, die 
nicht mit einer Leistungssteige-
rung einher geht und damit nicht 
gerechtfertigt ist. Im März wird sich 
der KSS-Ausschuss mit dem Thema 
befassen und eine Bewertung vor-
nehmen. Die BALL möchte hier eine 
deutliche Kostenreduzierung errei-
chen, damit das Kursangebot für 
möglichst viele Kindern nutzbar ist. 

M

Preissteige-
rung für 
OGTS-Kurse

Raimond Bauer
Ausschuss Bau- u.
Umweltausschuss

M

AfD-Veranstaltung in Henstedt-Ulzburg:

Anschlag gegen Anti-AfD-Demonstranten 
m Rande einer Kundge-
bung gegen eine Ver-
anstaltung der AfD vor

dem Bürgerhaus in Henstedt-Ulz-
burg wurden am 17.10.2020 vier 
Protestierende von einem Anhän-
ger der rechtsradikalen Partei mit 
einem Auto angegriffen und zum 
Teil schwer verletzt. 

Nach Darstellung der Betrof-
fenen war der junge Mann mit 
einem VW-Amarok direkt auf die 
Antifaschist*innen zugefahren 
und hatte dabei den schweren
Pick Up auf den Gehweg gelenkt. 
Während er einen der Angegrif-
fenen mit dem Kotflügel erfasste, 
wurde der andere über die Mo-
torhaube geschleudert. Anschlie-
ßend setzte der Fahrer seine Jagd 
fort, verfolgte über eine Grünflä-
che noch zwei weitere Menschen 
und verletzte eine Frau.

Neben einer politischen hat 
dieser Vorfall auch eine regionale 
Dimension, da einer der Verletz-
ten aus Elmshorn kommt. Obwohl 
sich am darauffolgenden Tag 
rund 300 Menschen an einer De-
monstration in Henstedt-Ulzburg 

beteiligten, um ihre Solidarität mit 
den Betroffenen zum Ausdruck zu 
bringen, waren die öffentlichen 
politischen Reaktionen insgesamt 
verhalten. Unglaublich: Aus dem 
offensichtlichen Anschlag gegen 
Anti-AFD-Protestierende machte 
die Polizei anfangs lediglich Er-
mittlungen wegen „gefährlichen 
Eingriffs in den Straßenverkehr“.
Mittlerweile ermittelt die Staats-
anwaltschaft auch wegen schwer-
er Körperverletzung und der 

„Staatsschutz“ hat sich einge-
schaltet. Insgesamt jedoch waren 
aus der Parteienlandschaft und 
Öffentlichkeit angesichts der 
Schwere des Anschlags zu wenige 
Stimmen der Empörung oder der 
Solidarität zu vernehmen. 

So fühlt sich der Elmshorner 
Antifaschist auch allein gelassen.

„Wenn Menschen Ziel eines An-
schlages werden, dann erwarte 
ich einen Aufschrei. Ein jeder An-
griff auf Menschen, die sich der 

Demokratie zugehörig fühlen 
und für eine emanzipatorische 
Welt eintreten, ist ein Angriff auf 
genau diese Freiheit.“

Wer mit einem Auto gezielt 
Menschen angreift, nimmt ihren 
Tod billigend in Kauf und hat zwei-
felsohne den demokratischen Bo-
den der politischen Auseinander-
setzung verlassen oder nie betre-
ten. Eine Partei, deren Mitglieder
wiederkehrend rassistische und
antisemitische  Positionen vertre-
ten und vielfach offen mit dem
NS-Staat sympathisieren, verfolgt
in letzter Konsequenz eine Poli-
tik, welche die Menschenwürde 
in Frage stellt und politisch An-
dersdenkende einschüchtern soll.
Dagegen müssen alle Demokrat*
innen, gleich welcher Couleur, 
zusammenstehen.

Dazu noch ein paar ermutigen-
de Worte aus Elmshorn: „Der An-
schlag hat keinen Einfluss in die
Richtung, dass ich mich nun nicht
mehr engagiere. Das werden sie 
niemals schaffen. Ich gehe wei-
ter meinen Weg und hoffe, dort 
viele Menschen anzutreffen.“

A

Holstenring: Mieter wehren sich 
ie Feuerrauchmelder in 
den Wohnungen werden 
nicht mehr gewartet und 

sind außer Betrieb. Der Fahrstuhl 
im Holstenring Nr. 8 steht 17 Tage
still, bevor die Reparatur nach mas-
siven Protesten – u. a. durch die
BALL – ausgeführt wird. Die An-
wohner müssen mit ihren Einkauf-
staschen mehrere Stockwerke Trep-
pen steigen. Fenster sind undicht 
und andere Reparaturen werden 
nur schleppend ausgeführt. Der 
Hausmeister kommt aus Neumün-
ster und darf (mittlerweile) zwar 
Mängel entgegennehmen, aber 
nur tätig werden, wenn die Haus-
verwaltung mit Sitz in Berlin das 
genehmigt. Aber das kann Tage 
oder Wochen dauern.

Seitdem die gemeinnützige Woh-
nungsbaugenossenschaft Adlers-
horst die Hochhäuser am Holsten-
ring und am Weidkamp 2013 an

die ZBI-Immobiliengruppe verkauft
hat und die diese mittlerweile von
der AFP-Nord in Luxemburg über-
nommen wurden, sind Mieten 
und Nebenkosten bzw. Heizkos-
tenabrechnungen kontinuierlich 
gestiegen. 

Was sind das für Immobilien-
unternehmen, die jetzt im Holsten-
ring das Geld einstreichen? Auf 
der Internetseite der ZBI-Gruppe 
stellt sich das Unternehmen wie
folgt vor: „Mit 23 Jahren Erfahr-
ung am Wohnimmobilienmarkt 
gilt die ZBI-Gruppe als einer der
führenden Spezialisten für deut-
sche Wohnimmobilien. Seit dem
Jahr 2002 konzipiert das Emis-

sionshaus erfolgreich Wohnimmo-
bilienfonds für private und insti-
tutionelle Anleger und verfügt 
mit seinen 19 bisher aufgelegten
Fonds über eine nachhaltig posi-
tive Leistungsbilanz. Aktuell wer-
den rund 62.000 Wohneinheiten 
von der ZBI Gruppe verwaltet, 
das bislang realisierte Transak-
tionsvolumen liegt bei rund 10,7 
Mrd. Euro. Um überdurchschnitt-
liche Erträge (Gewinne) zu er-
wirtschaften, wählen wir unsere 
Investitionsobjekte sorgfältig aus“. 

Über die jetzigen Eigentümer, 
die AFP-Nord, kann man wenig an
 Informationen finden. Eines steht
jedoch fest: es ist kein Wohlfahrts-
verband, sondern die wollen das 
Geld ihrer Fondsanleger ebenfalls 
überdurchschnittlich vermehren. 
Dabei möchten die Eigentümer 

„ihre Hände nicht schmutzig ma-
chen”. Deshalb hat die AFP-Nord 
die WVB Centuria als deutsch-
landweit tätiges Hausverwaltungs-
unternehmen eingeschaltet. 

Wenn die WVB Centuria etwas 
von den Mietern will, kommt sie 
auf sie zu. Wenn die Mieter am 
Holstenring Probleme haben, ist 
die  Hausverwaltung  telefonisch 
für sie nicht erreichbar. Über die 
Ziele der WVB Centuria ist zu 
erfahren, dass es ihnen darum 
geht, „maximale Erträge für ihre 
Investoren zu erzielen. Kosten-
senkung bei Optimierung des 
in der Immobilie gebundenen 
Vermögens. Durchführung von 
Mieterhöhungen zur Steigerung 
von Nettokaltmieten”(Quelle: 
www.wvbcenturia.de). Aktuell 
werden Wohnungen am Holsten-
ring zwischen 8,91 – 9,12 Euro 
pro m2 an Kaltmiete zuzüglich 
horrender Nebenkosten inseriert.

1990 gab es in Deutschland 
noch etwa 3 Millionen Sozialwoh-
nungen, aktuell sind es laut Schät-
zungen des Deutschen Mieter-
bundes nur noch 1,25 Millionen. 
Und die Zahl verringert sich wei-
ter. Zwar werden jährlich knapp 

D
D ie Stadtwerke Barm-

stedt prozessieren aktu-
ell vor Gericht mit der 

EDV-Dienstleistungsgesellschaft-
C319. Mit dieser hatte Stadt-
werke-Chef Fred Freyermuth 
2017 einen über fünf Jahre lau-
fenden Dienstleistungsvertrag 
mit einem Auftragsvolumen 
von über einer Million Euro ab-
geschlossen. Im Jahre 2019 be-
endeten die Stadtwerke die Zu-
sammenarbeit mit C319 fristlos 
wegen verschiedener Unregel-
mäßigkeiten. C319 klagte ge-
gen die Kündigung. Mit einem 
Urteil, bei dem es um sehr viel 
Geld geht, wird im Frühjahr 
gerechnet. Das ist das Eine.

Das Zweite ist ebenso hei-
kel. In der Presse wurde über 
den Prozessbeginn berichtet. 
Daraufhin gab es einige kriti-
sche Hinweise und Nachfragen 
aus der Bevölkerung unserer 
Stadt. Es tauchte die Frage auf, 
ob bei der Vergabe des Millio
nenauftrags an C319 alles mit 
rechten Dingen zugegangen sei. 
BALL-Fraktionsvorsitzender 
Dr. Günter Thiel stellte daher 

auf der öffentlichen Sitzung 
des Werkausschusses am 
27.11.2019  zwei Anfragen an 

den Werkausschussvorsitzen-
den bzw. die Bürgermeisterin: 
1) Ist seinerzeit der Leistungs-
auftrag an die C319 GmbH über 
rd. 1 Mio. Euro eigentlich öf-
fentlich ausgeschrieben worden 
bzw. ist bei der Auftragsverga-
be eigentlich das Vergaberecht 
beachtet worden?
2) Ist die Auftragsvergabe an 
die C319 seinerzeit eigentlich 
im Einklang mit dem Ortsrecht 
erfolgt bzw.
a) Wurden die Bürgermeisterin 
bzw. der zuständige Ausschuss 
vor der Auftragsvergabe in die-
ser beträchtlichen Größenord-
nung informiert?
b) Hätte nicht ein städtisches 
Gremium angesichts der Höhe 
des Auftrags zustimmen 

müssen?
Es kam keine Antwort statt-
dessen: betretenes Schweigen 
im Raum. Die Bürgermeisterin 
wurde daraufhin gebeten, die 
beiden Fragen auf der nächsten 
öffentlichen Sitzung der Stadt-
vertretung zu beantworten, 
was dann auch am 17.12.2019 
erfolgte. Sie stellte fest:
n   dass der Millionenauftrag 
an C319 ohne Ausschreibung 
vergeben wurde und
n   dass weder sie noch der 
zuständige Ausschuss bzw. der 
Vorsitzende informiert worden 
waren.
Nach dieser Erklärung herrschte 
wieder Stille im Saal – und es 
war nicht jene vorweihnacht-
liche Stille.

Testmobilmachung
gen Osten: Mehr
als im Kalten Krieg

D
bwohl Angela Merkel 
im letzten Jahr den Klima-
schutz zur Chefinnen-sa-

che erklärt hat, ist der Kohleaus-
stiegsplan der Bundesregierung 
ein Verrat an Klima und Gesell-
schaft. Das Ausstiegsdatum 2038 
ist für den historisch viertgröß-
ten Klimaverschmutzer Deutsch-
land ein zu geringer Beitrag und 
ein Bruch des Pariser Klimaab-
kommens. Der Abschaltplan für 
die Kohlekraftwerke kündigt 
den ohnehin viel zu schwachen 
Kohlekompromiss auf und macht 
ihn zu einem „Minikompromiss”. 
Den Kohlekonzernen werden 
klimaschädliche Mehremissionen 
von rund 180 Millionen Tonnen 
geschenkt. Das entspricht vier 
Jahre Klimaschutz von ganz 
Deutschland.

Für den Ausstieg aus der Braun-
kohle sind im Gesetzesentwurf 
noch gar keine Regelungen ent-
halten. Die Regierung will keine 
Konfrontation mit den Energie-
konzernen. Statt regulierend 
einzugreifen, verhandelt sie mit 
den Betreibern und bietet denen 
Kompensationen aus Steuermit-
teln an, obwohl mehrere Rechts-
gutachten zu dem Schluss kamen,
dass die Regierung den Betrei-
bern keine Entschädigung zahlen 

m den 75. Jahrestag 
der Beendigung des 
zweiten Weltkriegs 

herum findet in Europa bis zur 
russischen Westgrenze eines 
der aufwändigsten NATO-Ma-
növer statt.

Entgegen allen Ankündi-
gungen begann das Großma-
növer „Defender Europa 20” 
bereits Ende Januar mit den 
ersten US-Truppenverlegun-
gen quer durch Deutschland. 
Es ist eines der größten Manö-
ver von Landstreitkräften seit 
Ende des Kalten Krieges. Laut 
Bundeswehr soll das Manöver 
bis Ende Mai andauern. Be-
teiligt sind insgesamt 37.000 
Soldatinnen und Soldaten aus 
16 NATO-Staaten. Bis zu 
20.000 US-Soldaten mit ent-
sprechendem schwerem Gerät 
wie ca. 40.000 Panzer und 
anderen Fahrzeugen werden 
über den Atlantik und an-
schließend quer durch Europa

an die russische Grenze trans-
portiert. Ziel des Manövers ist 
neben der Zurschaustellung 
militärischer Überlegenheit 
der NATO die Demonstration 
einer blitzschnellen Verlegung 
kampfstarker Großverbände 
aus den USA nach Osteuropa. 
Damit stellt es eine Provoka-
tion gegenüber Russland dar. 
Auf zwölf unterschiedlichen 
Routen, die Land-, Luft- und 
Wasserwege umfassen, wer-
den die Soldaten auch die zi-
vile Infrastruktur der Bundes-
republik im großen Umfang 
nutzen. Dabei werden nicht 
nur zahlreiche Bundeswehr-
standorte in die Kriegslogistik 
eingebunden, sondern auch 
Häfen (Bremerhaven, Duis-
burg), Flughäfen (Hamburg, 
Frankfurt am Main) sowie 
Schienen und Straßen. Die 
Deutsche Bahn hat im Vorfeld 
des Manövers eigens zusätz-
liche Schwerlastwaggons für 
Panzertransporte angeschafft. 
In Polen und im Baltikum soll 
dann der Krieg gegen Russ-
land geprobt werden.

Es ist das ständig über 
viele Medien verbreitete Argu-
mentationsmuster: Russland 
ist aggressiv, Präsident Putin 
will „den Westen“ destabili-
sieren, nur die NATO ist in der 
Lage, durch Abschreckung dem 

russischen Expansionsdrang 
Einhalt zu gebieten. Diese 
Propaganda hat einen Grund: 
Ohne ein von der Bevölkerung 
akzeptiertes Feindbild und ohne 
ein latentes Bedrohungsgefühl ist 
die weitere Aufrüstung der NATO 
und insbesondere die geplante 
jährliche Verdoppelung des Bundes-
wehretats nicht zu begründen. 

Mit dem Großmanöver soll 
auch die Illusion verbreitet wer-
den, einen möglichen Krieg ge-
gen Russland gewinnbar führen 
zu können. Diese Rechnung hat 
nur einen entscheidenden Denk-
fehler: Sie unterstellt, dass ein 
solcher Krieg hinsichtlich des

eingesetzten Waffenspektrums 
und seiner geografischen Aus-
dehnung begrenzbar wäre, dass 

also die russischen Streitkräfte in 
einem solchen Konflikt der Regie
 der NATO folgen würden. Für 
diese Annahme gibt es allerdings 
keinen belastbaren Beleg. Ein 
Krieg an Russlands Grenzen würde 
sich kaum auf nichtatomare Waf-
fen beschränken lassen und wenn 
er ausgebrochen wäre, würde 
auch das Territorium der Bundes-
republik zum Zielgebiet gegne-
rischer Atomraketen und zum 
Schlachtfeld werden. Wer also 
glaubt, dass die Bundesrepublik 
Deutschland im Kriegsfall „kein 
Frontstaat“ wäre und sich der 
Krieg mit allen seinen Folgen 
weit im Osten abspielen würde, 
unterliegt einem großen Irrtum.  

Unter dem Motto NEIN zum 
NATO-Kriegsmanöver hat sich 
die Friedensbewegung auf Akti-
onskonferenzen mit dem Groß-
manöver beschäftigt. Folgende 
Forderungen wurden aufgestellt:
n  Entspannungspolitik und 
politische Konfliktlösungen statt 
militärischer Konfrontation
n  Kooperation mit Russland 
in einem gemeinsamen „Haus 
Europa”
n  konsequente Abrüstung und 
Umverteilung der freiwerdenden 
Mittel 
Dafür werden die Friedens-
aktivisten überall während des 
Manövers demonstrieren.

BALL – damit man draußen sieht, was drinnen geschieht:

Millionenauftrag ohne Ausschreibung

Kohleausstiegskompromiss der Bundesregierung:

Es reicht einfach nicht

U

Der BALL-Fraktionsvorsitzende 
fragte daraufhin, wie es denn 
nun weitergehen würde; schließ-
lich sei der Vorgang keine Kleinig-
keit. Die Vergabe eines Millio-
nenauftrags ohne Ausschrei-
bung ist ein eklatanter Verstoß 
gegen das Vergaberecht und 
kann nicht folgenlos sein. Die 
Vermutung liegt zudem nahe, 
dass die Stadtwerke und damit 
die Stadt bei einer Ausschrei-
bung beträchtliche Beträge 
hätten einsparen können. 
Zudem hat der Vorgang noch 
einen gewissen Beigeschmack – 
weil angeblich der Inhaber der 
Fa. C319 dem Werkleiter per-
sönlich nicht gerade unbekannt 
war. 

Weiter gegen 
den „Wasser-
raub“

O
er „Wasserraub“: Die 
Meierei verbraucht 
mehr Wasser als alle 

Barmstedter/innen zusammen.
Für das Wasser aus dem eige-
nen Brunnen bezahlt sie quasi 
nichts, für die großen Mengen 
von den Stadtwerken sehr 
wenig . Um bei der Bevölke-
rung keine Empörung auf-
kommen zu lassen, werden 
diese „Sondertarife“ geheim 
gehalten. Das darf so nicht 
weiter gehen. Die BALL for-
dert vom Gesetzgeber, dass 
zum Schutze des Trinkwassers 
mit den Wassergeschenken für 
Industriebetriebe Schluss ge-
macht wird. Die  industriellen 
Wasserentnahmemengen sind 
deutlich zu reduzieren. Die Po-
sition der BALL:  1) Der Preis 
für Wasserlieferung an Indus-
triebetriebe muß bei höherem 
Verbrauch teurer und nicht 
billiger wird.  2) Wir erwarten, 
dass der AZV den extra für die 
Meierei/Käsefabrik erlassenen 
Billigtarif von 0.19 Euro/m3 für 
die Einleitung von Brüdenwas-
ser in die Regenwasserkanalisa-
tion (!) deutlich erhöht.

müsse. Trotzdem hat sie ihnen 
Milliarden Euro in Aussicht ge-
stellt, u. a. für die Abschaltung 
von Kohlekraftwerken, die so-
wieso schon kurz vor dem Ende 
standen. Allein RWE will die 
Bundesregierung gut  zweiein-
halb Milliarden Euro zuschieben. 

Dann statt Ausstieg Neueinstieg: 
Mit „Datteln 4“ soll ein neues 
Steinkohlekraftwerk ans Netz 
gehen. 
Bis 2022 sollen 7 Gigawatt an 
Kohlekraftwerken abgeschaltet 
werden. Um das vorgesehene 
Klimaziel für 2020 zu erreichen, 
wären aber mehr als das Dop-
pelte, 16 Gigawatt, nötig gewe-
sen. Jetzt wird das Ziel, wenn es 
gut läuft, erst 2025 erfüllt. Wie 
dann das nächste Ziel – minus 
55 Prozent CO2 bis 2030 – in 

nur fünf Jahren erreicht werden 
soll, das bleibt wohl das Geheim-
nis der Regierung. Besonders 
bitter: Bis 2038 – also noch 19 
Jahre – sollen Kohlekraftwerke 
weiterlaufen. Dabei ist schon 
mit der Forderung, bis 2030 
aus der Kohle auszusteigen, das 

1,5-Grad-Ziel Erderwärmung nur 
gerade so noch zu erreichen.

Seit Jahren kämpft die Klim-
abewegung für einen schnellen 
Kohleausstieg. Dabei hat sie den 
Rückhalt der Bevölkerung: Zwei 
unabhängige Umfragen haben 
gezeigt, dass eine Mehrheit der 
Bevölkerung (67 Prozent) einen 
schnellen Kohleausstieg bis 2025 

– statt 2038 – bevorzugt. 
Für einen ernsthaften Klima-

schutz müssen wir weiter auf die 
Straße gehen.

Klaus Kuberzig
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